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Alexander Rathenau 

Übungen im Zivilrecht, Universität Trier – Sommersemester 2005 –

Lösungsskizze Besprechungsfall 3a (und 3b)

Anspruch der I gegen S auf Herausgabe der Figur aus § 985 BGB? 

Möglicherweise kann I die Figur "Hans-im-Glück" von S nach § 985 für ihren Sohn herausverlangen. 

1. Dafür muss I überhaupt zur Geltendmachung dieses Anspruchs berechtigt sein. Dies ist der Fall, wenn sie als Vertreterin für F handelt und dazu ermächtigt ist. Als alleinerziehende Mutter ist I nach § 1629 Abs. 1 S. 2 BGB kraft Gesetzes befugt, für ihren Sohn zu handeln. Das von ihr erklärte Herausgabeverlangen wirkt daher für F. 

2. F müsste noch Eigentümer der Figur sein. Möglicherweise hat er sein Eigentum verloren, indem er es durch Rechtsgeschäft an S übertragen hat. Diese Rechtsfolge tritt nach § 929 S. 1 BGB unter der Bedingung ein, dass eine wirksame Übereignung an S erfolgte. 

a) Nach dem Trennungsprinzip kommt es für die Wirksamkeit der Übereignung nur auf das dingliche Rechtsgeschäft an. Ob der zu Grunde liegende Kaufvertrag selbst wirksam zustande gekommen ist, hat auf die Eigentumslage niemals Einfluss, auch wenn sich das dingliche Rechtsgeschäft mit dem schuldrechtlichen Kaufvertrag zeitlich und sprachlich überschneidet.

b) Das Übereignungsgeschäft ist nach § 929 S. 1 BGB wirksam, wenn die Einigung über den Eigentumsübergang sowie die Übergabe des Gegenstands erfolgt sind. 

· Die Übergabe erfordert eine Übertragung des Besitzes, wofür nach § 854 Abs. 1 BGB erforderlich ist, dass der Erwerber den Sachbesitz erlangt. Dieser Vorgang stellt eine Realhandlung dar, der auf beiden Seiten keine Geschäftsfähigkeit, sondern nur den natürlichen Willen zur Vornahme dieser Handlung erfordert. Hier hat S dem F die Figur übergeben, so dass diese Voraussetzung erfüllt ist. 

· Unter der Einigung im Sinne von § 929 S. 1 BGB versteht man einen (dinglichen) Vertrag mit dem Inhalt, dass sich die Parteien darüber einig sind, dass das Eigentum an einem Gegenstand auf den Erwerber übergeht. Ein Vertrag kommt nach dem gesetzlichen Hinweis in § 151 S.1 Hs.1 BGB durch die Annahme des Antrags zustande. Beides sind rechtsgeschäftliche Willenserklärungen, so dass zu prüfen ist, ob diese wirksam und auch inhaltlich übereinstimmend sind. 

· Das Angebot des F zur Übereignung der Figur "Hans-im-Glück" und damit der gesamte Vertrag könnte wegen der Minderjährigkeit des F (vgl. § 106 BGB) unwirksam sein, § 107 BGB. Nach dieser Vorschrift ist eine Willenserklärung des beschränkt Geschäftsfähigen ohne vorherige Zustimmung nur rechtsgültig, wenn sie lediglich rechtlich vorteilhaft ist. Ein Rechtsgeschäft entspricht dieser Voraussetzung, wenn es die Rechtsstellung des Minderjährigen ausschließlich verbessert. Dies ist nicht der Fall, wenn ihm irgendwelche Verpflichtungen auferlegt werden oder er einen Rechtsverlust erleidet. Dabei ist ausschließlich auf die unmittelbaren Wirkungen des zu beurteilenden Rechtsgeschäfts abzustellen. Hier würde F durch die von ihm getätigte Übereignung sein Eigentum an der Figur und damit eine Rechtsposition verlieren. Dieser Vorgang ist rechtlich nachteilhaft und führt somit nicht ausschließlich zu rechtlichen Vorteilen, wie es § 107 BGB fordert. Demnach ist die Willenserklärung des F mangels Zustimmung der I schwebend unwirksam. 

· Etwas anderes könnte sich daraus ergeben, dass das Geschäft wegen des hohen wirtschaftlichen Erlöses als vorteilhaft im Sinne von § 107 BGB anzusehen ist. Dies ist jedoch aus zwei Gründen abzulehnen. Zum einen entscheidet einzig eine rechtliche, nicht eine wirtschaftliche Bewertung über die Vorteilhaftigkeit im Sinne von § 107 BGB. Zum anderen ist aufgrund des Trennungsprinzips grundsätzlich nur auf das jeweils zu prüfende Geschäft zu blicken, hier also die Übereignung. Wie es sich mit dem Kaufvertrag verhält (der im Übrigen wegen der nach § 433 BGB entstehenden Verpflichtungen immer rechtlich nachteilhaft ist), interessiert hier nicht. Damit bleibt es bei einem Verstoß gegen § 107 BGB.

Das Rechtsgeschäft ist somit schwebend unwirksam. 

· Allerdings könnte die Wirksamkeit wegen § 108 Abs. 1 BGB nachträglich infolge Genehmigung der I eingetreten sein. Fraglich ist aber, ob das Herausgabeverlangen nicht schon als endgültige Versagung der Genehmigung anzusehen ist. Die Verweigerung stellt ebenso wie die Genehmigung eine Willenserklärung dar. Ausdrücklich hat I hier nichts gesagt, aber die Versagung könnte in dem Herausgabeverlangen zu erblicken sein. Eine Willenserklärung kann nämlich auch konkludent erklärt werden, wenn das Verhalten oder die Aussage einer Person unter Berücksichtigung der jeweiligen Umstände den eindeutigen Schluss auf eine bestimmte Erklärung zulassen (vgl. §§ 133, 157 BGB). Hier verlangt I von S die Figur heraus. Damit gibt sie klar zu erkennen, dass sie die Übereignung der Figur nicht billigt. In diesem Verhalten ist die Verweigerung der Genehmigung zu sehen. 

Das Rechtsgeschäft ist folglich endgültig unwirksam. F hat sein Eigentum nicht verloren. 

3. S ist Besitzer der Figur. 

4. Da der Kaufvertrag zwischen F und S wegen der Minderjährigkeit unwirksam ist (vgl. §§ 107, 108 Abs. 1 BGB), kann sich S nicht auf ein Besitzrecht im Sinne von § 986 Abs. 1 S. 1 BGB berufen. 

5. Ergebnis: F hat gegen S einen Anspruch auf Herausgabe der Figur aus § 985 BGB, den I für ihn geltend machen kann. 

Lösungsskizze Besprechungsfall 3b

Anspruch des V gegen B auf Herausgabe des Originaldrucks aus § 985 BGB? 

Möglicherweise kann V die Herausgabe des Originals von B aus § 985 BGB verlangen. Dafür ist erforderlich, dass V noch Eigentümer und B derzeit unberechtigter Besitzer ist. Es sind also die jeweiligen Verfügungsgeschäfte auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen und danach zu fragen, ob V dadurch sein Eigentum verloren hat. 

1. B ist derzeitiger Besitzer des Originaldrucks. Ein Besitzrecht im Sinne des § 986 BGB kann er gegenüber dem V nicht ableiten, denn er hat den Kaufvertrag mit K geschlossen. 

(Aufbauhinweis: eigentumsrelevante Vorgänge jetzt chronologisch prüfen) 

2. Ursprünglich war V Eigentümer des Originaldrucks. Fraglich ist aber, ob V sein Eigentum durch die Übereignung an K verloren hat. 

a) Die Wirksamkeit dieser Übereignung beurteilt sich nach § 929 S. 1 BGB. Beide haben sich in der Galerie des V über den Eigentumsübergang geeinigt. Das Bild wurde dem K auch übergeben. Somit sind die Voraussetzungen des § 929 S. 1 BGB erfüllt. 

b) Fraglich ist, wie sich die Erklärung des V auswirkt, der nach Aufdeckung seines Irrtums zu K sagt, das ganze Versehen rückgängig machen zu wollen. Es könnte sich dabei um eine Anfechtung handeln, die im Falle ihrer Wirksamkeit gemäß § 142 Abs. 1 BGB rückwirkend zur Nichtigkeit der Übereignung führen würde. 

· Die Übereignung als dingliches Rechtsgeschäft besteht aus der Übergabe und der Einigung über den Eigentumsübergang. Bei letzterer handelt es sich um eine vertragliche Einigung, also um zwei Willenserklärungen. V kann also seine Willenserklärung im Rahmen dieser Übereignung anfechten. Die Nichtigkeit dieser Erklärung würde dann zur Nichtigkeit der ganzen Übereignung führen, da es an einer Voraussetzung fehlte. 

· Die Erklärung des V ist bei verständiger Auslegung (§§ 133, 157 BGB) als Anfechtungserklärung anzusehen, denn er gibt damit seinem Willen Ausdruck, von dem ganzen Geschäft, also auch von der Übereignung, Abstand nehmen zu wollen. 

· Als Anfechtungsgrund kommt hier § 119 Abs. 1 Var. 2 BGB, der sog. Erklärungsirrtum, in Betracht. Dafür ist erforderlich, dass dem V bei der Äußerung des von ihm Gewollten gewissermaßen aufgrund einer technischen Panne ein Fehler unterläuft, er sich also verspricht oder vergreift. Dies kann auch beim Erfüllungsgeschäft eines an sich unanfechtbaren Kaufvertrages passieren. Hier hat V aufgrund eines Versehens das falsche Bild übergeben und damit konkludent seine Einigungserklärung abgegeben. Diese konkludente Erklärung der Einigung im Rahmen der Übereignung ist also wegen des Versehens des V von einem Irrtum in der Erklärungshandlung im Sinne von § 119 Abs. 1 Var. 2 BGB behaftet. 

c) Die Übereignung an K ist daher wirksam angefochten worden und somit von Anfang an unwirksam. V hat dadurch sein Eigentum nicht verloren. 

3. Möglicherweise hat V aber sein Eigentum dadurch verloren, dass K wirksam an B weiterverfügt hat. 

a) Zunächst hat B vom Eigentümer K nach § 929 S. 1 BGB Eigentum erlangt, da K zu diesem Zeitpunkt - zeitlich gesehen - noch Eigentümer, also Berechtigter war. Dies hat sich jedoch mit der Anfechtung geändert, die ja aufgrund ihrer Wirksamkeit die Übereigung von V an K ex tunc unwirksam machte, so dass K rückwirkend zum Nichtberechtigten wird. Wegen dieser Rückwirkung ist also das ganze Geschäft so zu beurteilen, als ob K von vornherein gar nicht Eigentümer gewesen ist. Der Eigentumserwerb von einem Nichtberechtigten ist nur unter den Voraussetzungen des § 932 ff. BGB möglich. 

Da es sich hier um einen Übereignung nach § 929 S. 1 BGB handelt, kommmt ein Eigentumserwerb des B nur nach Maßgabe des § 932 BGB in Betracht, dessen Voraussetzungen nachfolgend zu prüfen sind. 

· Die Voraussetzungen des § 929 S. 1 BGB, nämlich Einigung und Übergabe, sind erfüllt. 

· Die ungeschriebene Voraussetzung aller dinglichen Verfügungstatbestände, nämlich die Berechtigung des Verfügenden, fehlt. Eine Heilung kommt nach § 932 BGB in Frage, wenn der Erwerber gutgläubig in Bezug auf die Eigentümerstellung des Verfügenden ist. Nach § 932 Abs. 2 BGB ist dies der Fall, solange dem Erwerber die fehlende Eigentümerstellung des Verfügenden nicht bekannt ist, wobei fahrlässige Nichtkenntnis ausreicht; dabei besteht unter Umständen auch eine Erkundigungspflicht. 

Hier verhält es sich so, dass B zwar die fehlende Eigentümerstellung des K zum Zeitpunkt des Erwerbs nicht kannte. Dies ist schon deswegen nicht möglich, weil der K ja vor der Anfechtung zunächst als Eigentümer anzusehen war. Wenn das Gesetz es jedoch dabei belassen würde, könnte die Anfechtung aufgrund der ihr eigentümlichen Rückwirkung in solchen Fällen dem Anfechtenden niemals seine Rechtsstellung zurückverschaffen. Daher ordnet § 142 Abs. 2 BGB an, dass auch derjenige 'als die Nichtigkeit der Verfügung kennend' und somit als bösgläubig im Sinne von § 932 Abs. 2 BGB anzusehen ist, der die Anfechtbarkeit des Rechtsgeschäftes kennt (Hinweis: § 142 Abs. 2 BGB zu § 932 Abs. 2 BGB kommentieren). Für diese Kenntnis im Sinne von § 142 Abs. 2 BGB kommt es wiederum nicht auf die Kenntnis der rechtlichen Wertung, sondern der Tatsachen an, die die Anfechtbarkeit begründen. Es genügt daher, dass der Erwerber die tatsächlichen Umstände kennt, die die Anfechtbarkeit des Geschäftes begründen. 

Hier weiß B von dem Irrtum des V bei der Übergabe des Druckes an K. Er kennt also die Umstände, aus denen der V ein Anfechtungsrecht ableiten kann. Er ist daher bösgläubig im Sinne von §§ 142 Abs. 2, 932 Abs. 2 BGB. Er konnte somit nicht wirksam von K Eigentum erwerben. 

4. Ergebnis: V kann von K die Herausgabe des Druckes nach § 985 BGB verlangen.

